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Als Träger des bodengebundenen Rettungsdienstes in Nordsachsen hat das Landratsamt ein 
umfangreiches Flottenerneuerungsprogramm auf den Weg gebracht. „Mit Unterstützung der 
Krankenkassen konnten wir für unsere 16 Rettungswachen allerorten neue Rettungswagen, 
Notarzteinsatzfahrzeuge und Krankentransportwagen beschaffen“, freut sich Nordsachsens 
Landrat Kai Emanuel über die gelungene Investition. 

Nachdem der Landkreis im vergangenen Jahr die ersten Rettungswagen (RTW) der neuesten 
Generation an die Leistungserbringer in den Rettungswachen Torgau, Krostitz und Zwochau 
übergeben konnte, folgten nun sechs weitere RTW sowie zwei Notarzteinsatzfahrzeuge (NEF). 
Die neuen RTW und NEF werden in den Rettungswachen Beilrode, Delitzsch, Mockrehna, 
Oschatz, Torgau, Trossin und Wermsdorf stationiert. �
� Fotos: Landratsamt
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Pressestelle

Ausschreibungen des Landratsamtes Nordsachsen
Aktuelle Stellenausschreibungen sowie Leistungsausschreibungen nach VOB, VOF und VOL finden Sie ab sofort im Internet
unter www.landkreis-nordsachsen.de.

Zentrale Haupteinwahl		  Dezernat Ordnung und Kommunales

alle Verwaltungsstandorte	 03421 758-0	 Dezernent	 03421 758-5002

		  Straßenverkehrsamt	 03421 758-5102

Bereich Landrat		  Lebensmittelüberwachungs-

Büro Landrat	 03421 758-1012	 und Veterinäramt	 03421 758-5202

Büro Kreistag	 03421 758-1016	 Ordnungsamt	 03421 758-5311

Rechnungsprüfungsamt	 03421 758-1090	 Kommunalamt	 03421 758-1202

Amt für Wirtschaftsförderung und		  Amt für Schulen und Bildung	 03421 7739300

Landwirtschaft	 03421 758-1051		

Stabstelle Beteiligung	 03421 758-1004	 Dezernat Soziales und Gesundheit	

Stabstelle Medien und		  Dezernentin	 03421 758-6002

Kommunikation	 03421 758-1036	 Jugendamt	 03421 758-6102

Gleichstellungsbeauftragte	 03421 758-1070	 Sozialamt	 03421 758-6202

		  Gesundheitsamt	 03421 758-6302

Dezernat Verwaltung und Finanzen		  Amt für Migration und

2. Beigeordneter und Dezernent	 03421 758-2002	 Ausländerrecht	 03421 758-5302

Amt für Personal und Organisation	 03421 758-1502	

Amt für Finanzen und Controlling	 03421 758-1102	 Bürgerbüros

Zentrales Immobilienmanagement	 03421 758-7002	 Bürgerbüro Torgau	 03421 758-1371

Amt für Brandschutz, Rettungsdienst		  Bürgerbüro Delitzsch	 03421 758-1336

und Katastrophenschutz	 03421 758-5402	 Bürgerbüro Eilenburg	 03421 758-1355

		  Bürgerbüro Oschatz	 03421 758-1380

Dezernat Bau und Umwelt		

1. Beigeordneter und Dezernent	 03421 758-4002

Bauordnungs- u. Planungsamt	 03421 758-3102

Amt für Ländliche Neuordnung	 03421 758-3202

Vermessungsamt	 03421 758-3402

Umweltamt	 03421 758-4102

Straßenbauamt	 03421 758-3302

Telefonische Erreichbarkeit des Landratsamtes Nordsachsen
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Bekanntmachung

Der Landrat

Der Landkreis Nordsachsen erlässt auf der Grundlage des 
§ 28 Abs. 1 Satz 1, § 29 Abs. 1 und 2, § 30 Abs. 1 Satz 2 
des Infektionsschutzgesetzes in Verbindung mit §  1  Abs. 
1 Satz 1 der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung 
und des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und 
Gesellschaftlichen Zusammenhalt zur Regelung der Zu-
ständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz und für die 
Kostenerstattung für Impfungen und andere Maßnahmen 
der Prophylaxe folgende

Allgemeinverfügung:

1. Begriffsbestimmung

Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung gelten, soweit 
nicht anders angegeben, für folgende Personen (betroffe-
ne Personen):

1.1		 Personen, denen vom Gesundheitsamt oder auf 
Veranlassung des Gesundheitsamtes oder von ei-
nem behandelnden Arzt einer mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 infizierten Person mitgeteilt wurde, 
dass sie aufgrund eines engen Kontakts zu einer 
mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infizierten Person 
(Quellfall) nach den jeweils geltenden Kriterien des 
Robert-Koch-Instituts enge Kontaktpersonen sind. 
Dazu gehören insbesondere, aber nicht ausschließ-
lich, Personen, die mit der positiv getesteten Person 
in einem Hausstand zusammenleben (Hausstands-
angehörige), sobald sie von dieser Person über das 
positive Testergebnis informiert wurden oder sie die 
Mitteilung nach Satz 1 erhalten haben. 

1.2		 Personen, die Symptome zeigen, die auf eine SARS-
CoV-2-Infektion hindeuten (Covid-19-typische Symp- 
tome), und für die entweder das Gesundheitsamt 
eine Testung auf SARS-CoV-2 angeordnet hat oder 
die sich aufgrund der Symptome nach ärztlicher Be-
ratung einer Testung auf SARS-CoV-2 unterzogen ha-
ben (Verdachtspersonen). 

1.3		 Personen, die sich selbst mittels Antigenschnelltest 
positiv getestet haben (sog. Corona-Laien-Test oder 
Selbsttest), der ohne fachkundige Aufsicht durch-
geführt wurde, gelten bis zum Vorliegen des Ergeb-
nisses des PCR-Tests (molekularbiologische Unter-
suchung auf das Vorhandensein von Coronavirus 
SARS-CoV-2) als Verdachtsperson.

1.4		 Personen, die Kenntnis davon haben, dass ein nach 
Inkrafttreten dieser Allgemeinverfügung bei ihnen 
vorgenommener PCR-Test oder Antigenschnelltest 
(Antigentest für den direkten Erregernachweis von 
SARS-CoV-2) oder ein unter fachkundiger Aufsicht 
selbst durchgeführter Antigenschnelltest oder PCR-
Test ein positives Ergebnis aufweist (positiv getes-
tete Personen) und die weder enge Kontaktperso-

nen nach Nr. 1.1 dieser Allgemeinverfügung noch 
Verdachtspersonen nach Nr. 1.2 oder Nr. 1.3 dieser 
Allgemeinverfügung sind. 

1.5		 Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung gelten 
zudem für betroffene Personen, die nicht ihren ge-
wöhnlichen Aufenthalt im Landkreis Nordsachsen 
haben oder zuletzt hatten, wenn der Anlass für die 
Amtshandlung im Landkreis Nordsachsen hervor-
tritt. In diesen Fällen wird das örtlich zuständige Ge-
sundheitsamt unverzüglich unterrichtet. Die Rege-
lungen dieser Allgemeinverfügung gelten so lange 
fort, bis das örtlich zuständige Gesundheitsamt et-
was Anderes entscheidet.

2. Vorschriften zur Absonderung

2.1 Anordnung der Absonderung und Testung:

2.1.1 Enge Kontaktpersonen müssen sich unverzüglich 
nach der Mitteilung gemäß Nr. 1.1 und bis zum 
Ablauf des 14. Tages nach dem vom Gesundheits-
amt mitgeteilten letzten Kontakt mit einer positiv 
getesteten Person (Nr. 1.4., „Quellfall“) absondern, 
sofern keine anderweitige Anordnung des Gesund-
heitsamtes erfolgt. Das Gesundheitsamt nimmt die 
Kontaktdaten auf und belehrt die Kontaktpersonen 
unverzüglich schriftlich, elektronisch oder zunächst 
mündlich über die einzuhaltenden Maßnahmen.

		  Davon abweichend müssen sich Hausstandsangehö-
rige unverzüglich nach Kenntniserlangung von dem 
positiven Testergebnis der im Hausstand wohnen-
den Person (1.4) in Absonderung begeben. 

		  Ausgenommen von der Pflicht zur Absonderung und 
der Weitergabe ihrer Kontaktdaten sind

		  •	 Hausstandsangehörige, die seit dem Zeitpunkt der 
			   Testung bzw. ab Auftreten der ersten typischen 
			   Symptome des Quellfalls sowie in den zwei Tagen 
			   vor diesem Zeitpunkt keinen Kontakt zu der positiv 
			   getesteten Person hatten und ihrerseits keine 
			   typischen Symptome aufweisen. 

		  Von der Absonderung befreit sind symptomfreie,  

		  •	 zum Zeitpunkt des Kontaktes zu einer positiv 
			   getesteten Person vollständig gegen COVID-19 
			   geimpfte Personen ab dem 15. Tag nach Gabe der 
			   letzten Impfdosis. Dazu gehören auch immunge-
			   sunde Personen, bei denen eine mittels PCR-Test 
			   bestätigte SARS-CoV-2-Infektion vorlag („Genese-	

	 ne“) und die nach der Infektion mit einer 
			   Impfstoffdosis geimpft wurden.

		  •	 immungesunde Personen, bei denen vor höchs-
			   tens sechs Monaten eine mittels PCR-Test 
			   bestätigte SARS-CoV-2-Infektion vorlag 
			   („Genesene“). 

Landratsamt des Landkreises Nordsachsen

Vollzug des Infektionsschutzgesetzes (IfSG)
Absonderung von engen Kontaktpersonen, von Verdachtspersonen und von positiv auf 

das Coronavirus getesteten Personen
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		  Dies gilt jedoch nicht, wenn der Verdacht oder Nach-
weis besteht, dass der Quellfall mit einer besorg-
niserregenden SARS-CoV-2-Variante infiziert ist. 
Besorgniserregende Varianten im Sinne dieser All-
gemeinverfügung sind alle vom Robert-Koch-Institut 
als solche benannten Varianten mit Ausnahme der 
Variante B.1.1.7. 

		  Die von der Absonderung befreite Kontaktperson 
muss unverzüglich den Nachweis der vollständigen 
Impfung bzw. der vorangegangenen Infektion gegen-
über dem Gesundheitsamt erbringen. 

		  Entwickeln Kontaktpersonen, die von der Pflicht zur 
Absonderung befreit sind, Covid-19-typische Symp-
tome, müssen sich diese selbst in Absonderung be-
geben und eine zeitnahe Testung veranlassen.

2.1.2	 Verdachtspersonen müssen sich unverzüglich nach 
der Mitteilung des Gesundheitsamts über die An-
ordnung der Testung oder, wenn eine solche Anord-
nung nicht erfolgt ist, unverzüglich nach Vornahme 
der Testung absondern. Verdachtspersonen, die sich 
selbst mittels eines sogenannten Corona-Laien-Tests 
bzw. Selbsttests positiv getestet haben, müssen un-
verzüglich einen PCR-Test durchführen lassen. Bis 
zum Vorliegen des Testergebnisses müssen sich die 
Personen in jedem Fall absondern. Im Fall eines posi-
tiven PCR-Testergebnisses gilt die Person als positiv 
getestete Person. Verdachtspersonen sind verpflich-
tet, ihre Hausstandsangehörigen über den Verdacht 
auf eine Infektion zu informieren und auf das Gebot 
zur Kontaktreduzierung hinzuweisen.

2.1.3 	Positiv getestete Personen müssen sich unverzüglich 
nach Kenntniserlangung des positiven Testergeb-
nisses absondern. Die positiv getestete Person ist 
verpflichtet, sich beim Gesundheitsamt zu melden 
und über das Testergebnis zu informieren. Sie hat zu-
gleich dem Gesundheitsamt ihre Absonderung unter 
Angabe ihres Namens sowie einer Post- und E-Mail-
Adresse/Telefonnummer mitzuteilen. Außerdem hat 
sie das Gesundheitsamt über ihre engen Kontakt-
personen, inklusive der Hausstandsangehörigen, zu 
informieren. Zudem ist sie verpflichtet, ihre Haus-
standsangehörigen über das positive Testergebnis 
und die damit verbundene Pflicht zur Absonderung 
zu informieren. Sie muss ihre weiteren engen Kon-
taktpersonen über das positive Testergebnis und die 
Weitergabe von deren Kontaktdaten an das Gesund-
heitsamt informieren sowie diese darauf hinweisen, 
ebenfalls auf Krankheitssymptome zu achten und 
Kontakte zu minimieren. 

		  Durch einen Antigenschnelltest positiv getestete 
Personen haben sich unverzüglich mittels eines PCR-
Tests bei einem Arzt oder bei einer testenden Stelle 
nachtesten zu lassen, um das Testergebnis zu bestä-
tigen. Wenn der PCR-Test negativ ausfällt, endet die 
Pflicht zur Absonderung für die Person und ggf. ihre 
Hausstandsangehörigen. 

2.2 	 Die Absonderung hat in einer Wohnung oder einem 
anderweitig räumlich abgrenzbaren Teil eines Ge-
bäudes (Absonderungsort) zu erfolgen. 

2.3		 Enge Kontaktpersonen, Verdachtspersonen und po-
sitiv getestete Personen dürfen während der Zeit der 
Absonderung den Absonderungsort nicht ohne aus-
drückliche Zustimmung des Gesundheitsamtes ver-

lassen. Der Absonderungsort darf ausschließlich nur 
für die Durchführung der Testung unter strenger Be-
achtung der Hygieneregeln (FFP2-Maske, Abstands-
regeln) verlassen werden. Der zeitweise Aufenthalt 
in einem zum Absonderungsort gehörenden Garten, 
einer Terrasse oder eines Balkons ist nur alleine ge-
stattet. Im Übrigen gilt 5.2.

2.4		 In der gesamten Zeit der Absonderung muss eine 
räumliche oder zeitliche Trennung des/der Betrof-
fenen von anderen Hausstandsangehörigen sicher-
gestellt sein. Eine „zeitliche Trennung“ kann z. B. 
dadurch erfolgen, dass die Mahlzeiten nicht gemein-
sam, sondern nacheinander eingenommen werden. 
Eine „räumliche Trennung“ kann z. B. dadurch erfol-
gen, dass sich die betroffene Person in einem ande-
ren Raum als die anderen Hausstandsangehörigen 
aufhält.

2.5		 Während der Absonderung darf die betroffene Per-
son keinen Besuch durch Personen, die nicht zum 
selben Hausstand gehören, empfangen. Das Ge-
sundheitsamt kann im begründeten Einzelfall eine 
andere Entscheidung treffen. 

2.6		 Die testende Stelle informiert die getesteten Perso-
nen schriftlich oder elektronisch über die Verpflich-
tung zur Absonderung. Die Meldepflichten gemäß § 
6 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. t und § 7 Abs. 1 Nr. 44a IfSG 
bleiben davon unberührt.

3. Hygieneregeln während der Absonderung

Die engen Kontaktpersonen, die Verdachtspersonen und 
die positiv getesteten Personen haben die Belehrungen 
und Hinweise des Gesundheitsamtes hinsichtlich erforder-
licher Hygiene- und Schutzmaßnahmen, insbesondere zur 
Verhinderung einer weiteren Verbreitung der Infektionen, 
zu beachten und einzuhalten. 

4. Maßnahmen während der Absonderung

4.1.  	 Das Gesundheitsamt soll den Kontakt mit der en-
gen Kontaktperson aktiv aufnehmen und pflegen. 
Die Kontaktaufnahme erfolgt per Telefon, hilfsweise 
durch elektronische Kommunikationsmittel wie z. B. 
E-Mail oder andere digitale Medien. Das Gesund-
heitsamt kann eine Testung während der Absonde-
rung anordnen. Bei positivem Ergebnis des Antigen-
schnelltests muss das Gesundheitsamt informiert 
und ein PCR-Test durchgeführt werden. Ist auch der 
PCR-Test positiv, so wird die Kontaktperson zu einer 
positiv getesteten Person. Die Absonderungszeit ver-
längert sich entsprechend.

4.2 	 Während der Zeit der Absonderung haben die enge 
Kontaktperson und die positiv getestete Person 
ein Tagebuch zu führen, in dem – soweit möglich – 
zweimal täglich die Körpertemperatur und – soweit 
vorhanden – der Verlauf von Symptomen sowie all-
gemeine Aktivitäten und der Kontakt zu weiteren Per-
sonen festzuhalten sind. Auf Verlangen des Gesund-
heitsamtes sind Informationen aus dem Tagebuch 
mitzuteilen.

4.3		 Während der Absonderung haben die enge Kontakt-
person und die positiv getestete Person Untersuchun-
gen (z. B. ärztliche Konsultationen und Diagnostik) 
und die Entnahme von Untersuchungsmaterial durch 
Beauftragte des Gesundheitsamtes an sich vorneh-
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men zu lassen. Dies betrifft insbesondere Abstriche 
von Schleimhäuten für Testungen und Blutentnah-
men. 

4.4		 Ist die Aufrechterhaltung des Geschäftsbetriebs in ei-
nem Unternehmen der kritischen Infrastruktur oder 
des Dienstbetriebs einer Behörde trotz Ausschöp-
fung aller organisatorischen Möglichkeiten, wie der 
Umsetzung von Personal aus anderen Bereichen, 
durch die Absonderung gefährdet, so gilt Folgendes: 
Es kann im dringenden Einzelfall bei asymptomati-
schen positiv getesteten Personen und engen Kon-
taktpersonen die Ausübung der beruflichen Tätigkeit 
außerhalb des Absonderungsortes unter Beachtung 
von Auflagen zur Einhaltung der Infektionshygiene 
zum Schutz anderer Mitarbeiter in der Anordnung 
der Absonderung zugelassen werden. Die Entschei-
dung trifft das zuständige Gesundheitsamt, ggf. nach 
Rücksprache mit dem betriebsärztlichen Dienst und 
der Betriebs- oder Behördenleitung. 

4.5		 Nr. 4.4 gilt grundsätzlich nicht für medizinisches und 
nicht-medizinisches Personal in Alten- und Pflege-
einrichtungen, Arztpraxen und Krankenhäusern. In 
begründeten Einzelfällen kann das Gesundheitsamt 
hier abweichend entscheiden.

5. Weitergehende Regelungen während der Absonderung

5.1 	 Wenn enge Kontaktpersonen Krankheitszeichen zei-
gen, die mit einer SARS-CoV-2-Infektion vereinbar 
sind, oder wenn sich bei Verdachtspersonen der 
Gesundheitszustand verschlechtert, haben sie das 
Gesundheitsamt unverzüglich telefonisch, hilfsweise 
durch elektronische Kommunikationsmittel wie z. B. 
E-Mail oder andere digitale Medien zu kontaktieren.

5.2 	 Sollte während der Absonderung eine weitergehen-
de medizinische Behandlung oder ein Rettungstrans-
port erforderlich werden, muss die betroffene Person 
vorab telefonisch die versorgende Einrichtung oder 
den Rettungsdienst über den Grund der Absonde-
rung informieren. Das Gesundheitsamt ist zusätzlich 
zu unterrichten.

5.3 	 Ist die betroffene Person minderjährig oder ist eine 
Betreuerin oder ein Betreuer angeordnet, sind die 
Personensorgeberechtigten der betroffenen Person 
für die Einhaltung der Absonderung verantwortlich.

6. Beendigung der Maßnahmen

6.1		 Bei engen Kontaktpersonen endet die Absonderung 
14 Tage nach dem Tag des letzten Kontakts zu dem 
Quellfall, soweit das Gesundheitsamt nichts anderes 
angeordnet hat. Am Ende der Absonderungszeit soll 
eine Testung mittels Antigenschnelltest (kein Selbst-
test) erfolgen. Im Falle eines positiven Antigentests 
muss eine bestätigende Testung mittels PCR-Test 
durchgeführt werden. 

		  Die nicht-positiv getestete Kontaktperson, insbeson-
dere Hausstandsangehörige, soll noch eine Woche 
nach dem Ende der 14-tägigen Absonderungsdauer 
ihre beruflichen und privaten Kontakte reduzieren so-
wie eine ergänzende Selbstbeobachtung auf Krank-
heitszeichen durchführen. Bei Auftreten von Symp-
tomen muss das Gesundheitsamt informiert werden. 

6.2		 Bei Verdachtspersonen endet die Absonderung mit 
dem Vorliegen eines negativen Testergebnisses 

(PCR-Test). Das negative Testergebnis ist auf Verlan-
gen der Verdachtsperson schriftlich oder elektronisch 
zu bestätigen. Ist das Testergebnis der Verdachtsper-
son positiv, gelten die Regelungen zur positiv getes-
teten Person (6.3). 

6.3		 Bei positiv getesteten Personen endet die Abson-
derung grundsätzlich nach 14 Tagen, wenn keine 
Symptome aufgetreten sind. Im Fall des Auftretens 
von Symptomen endet die Absonderungsfrist nach 
frühestens 14 Tagen, wenn am Ende der Frist in den 
letzten 48 Stunden keine Symptome auftraten. Zum 
Ende der Absonderungszeit ist eine Testung mittels 
Antigenschnelltest empfohlen. Bei fortbestehendem 
Nachweis von SARS-CoV-2 über den Absonderungs-
zeitraum hinaus, kann das Gesundheitsamt die Ab-
sonderung um längstens sieben Tage verlängern 
bzw. andere Maßnahmen ergreifen.

7. Zuwiderhandlungen

Eine Zuwiderhandlung gegen diese Allgemeinverfügung 
kann nach § 73 Abs. 1a Nr. 6 i.V.m. Abs.2 IfSG als Ordnungs-
widrigkeit mit einer Geldbuße bis zu 25.000 EUR geahndet 
werden. Wird die Zuwiderhandlung vorsätzlich begangen 
und dadurch die Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) 
verbreitet, kann dies gemäß § 74 IfSG als Straftat geahndet 
werden.

8. Sofortige Vollziehbarkeit, Inkrafttreten, 
Außerkrafttreten

Diese Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort voll-
ziehbar. Sie tritt am 22. Mai 2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Allgemeinverfügung des Landkreises Nordsachsen 
betreffend die Absonderung von Kontaktpersonen der Ka-
tegorie I, von Verdachtspersonen und von positiv auf das 
Coronavirus getesteten Personen vom 22. April 2021 außer 
Kraft.

Begründung

Nach § 28 Abs. 1 Satz 1 IfSG trifft die zuständige Behörde die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den 
§§ 29 bis 31 IfSG genannten, wenn Kranke, Krankheitsver-
dächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider fest-
gestellt werden, soweit und solange es zur Verhinderung 
der Verbreitung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. 
Die Zuständigkeit des Landkreises Nordsachsen ergibt sich 
aus § 1 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung der Sächsischen 
Staatsregierung und des Sächsischen Staatsministeriums 
für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt zur Re-
gelung der Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzge-
setz und für die Kostenerstattung für Impfungen und ande-
re Maßnahmen der Prophylaxe. 

Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitser-
reger im Sinn des § 2 Nr. 1 IfSG, der sich in kurzer Zeit 
weltweit verbreitet. Es war zu beobachten, dass es auch im 
Landkreis Nordsachsen zu einer raschen Verbreitung der 
Infektion in der Bevölkerung gekommen ist. Insbesondere 
bei ungeimpften älteren Menschen und Vorerkrankten be-
steht ein sehr hohes Erkrankungs- und Sterberisiko. Zuneh-
mend erkranken auch jüngere Menschen schwer.

Da derzeit der Impfstoff noch nicht für die gesamte Bevöl-
kerung und keine wirksame Therapie zur Verfügung stehen, 
besteht die Gefahr einer Verstärkung des Infektionsgesche-
hens mit erheblichen Folgen für Leben und Gesundheit der 
Bevölkerung, einer möglichen Überforderung des Gesund-
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heitssystems und der Entwicklung von Virusvarianten un-
vermindert fort.

Nach der Risikobewertung des Robert-Koch-Instituts han-
delt es sich weltweit und in Deutschland nach wie vor um 
eine sehr dynamische und ernst zu nehmende Situation. 
Die Gefährdung für die Gesundheit der Bevölkerung in 
Deutschland wird nach wie vor insgesamt als hoch, für Ri-
sikogruppen als sehr hoch eingeschätzt.

Gerade angesichts schwerer und lebensbedrohender 
Krankheitsverläufe muss es Ziel sein, durch geeignete 
Maßnahmen wie eine Absonderung von Kontaktperso-
nen mit engem Kontakt zu SARS-CoV-2 infizierten Perso-
nen, von Verdachtspersonen, die aufgrund einschlägiger 
Symptomatik auf SARS-CoV-2 getestet werden und von 
Personen, die positiv auf das Vorhandensein des Corona-
virus SARS-CoV-2 getestet wurden, eine Ausbreitung der 
Infektion mit SARS-CoV-2 soweit wie möglich zeitlich zu 
verlangsamen. Nur so können auch die Risikogruppen aus-
reichend geschützt werden. Die Absonderung ist dabei aus 
infektionsmedizinischer Sicht eine entscheidende Maßnah-
me zur Unterbrechung möglicher Infektionsketten.

Angesichts der sich ausbreitenden „besorgniserregenden“ 
Varianten des SARS-CoV-2 (Variants of Concern, VOC) emp-
fiehlt das Robert-Koch-Institut die Infektionsschutzmaß-
nahmen, insbesondere das Kontaktpersonenmanagement, 
anzupassen. Es besteht der dringende Verdacht, dass die 
neuartigen Varianten leichter übertragbar sind. 

Der gegenwärtige Kenntnisstand zur Infektiosität von ge-
impften und genesenen Personen jedoch erlaubt hier ge-
wisse Ausnahmen von der Absonderungspflicht (vgl. § 10 
Verordnung zur Regelung von Erleichterungen und Aus-
nahmen von Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der 
Verbreitung von COVID-19 [COVID-19-Schutzmaßnahmen-
Ausnahmenverordnung – SchAusnahmV]). 

Zu Nr. 1:
Unter die Definition einer engen Kontaktperson fallen die 
Personen, die einen engen Kontakt zu SARS-CoV-2 infizier-
ten Personen bzw. COVID-19-Erkrankten im Sinn der Emp-
fehlungen „Kontaktpersonennachverfolgung bei respirato-
rischen Erkrankungen durch das Coronavirus SARS-CoV-2“ 
des Robert-Koch-Instituts in seiner aktuellen Fassung ge-
habt haben. In der vorgenannten Empfehlung werden die 
entsprechenden Übertragungswege der Erkrankung be-
rücksichtigt und mögliche Expositionsszenarien benannt. 
Voraussetzung der Verpflichtung zur Absonderung ist, dass 
die betreffende Person durch das Gesundheitsamt als enge 
Kontaktperson identifiziert wurde und eine entsprechende 
Mitteilung des Gesundheitsamts erhalten hat. Enger Kon-
takt als Voraussetzung für die Identifizierung als enge Kon-
taktperson liegt vor, 

•	 wenn über einen Zeitraum von mindestens 10 
	 Minuten der Abstand zu dem bestätigten Quellfall 
	 weniger als 1,5 m betragen hat, ohne dass adäquater 
	 Schutz gegeben war. Adäquater Schutz bedeutet, 
	 dass Quellfall und Kontaktperson durchgehend und 
	 korrekt MNS [Mund-Nasen-Schutz] oder FFP2-Maske 	
	 tragen.
•	 wenn ein Gespräch zwischen Kontaktperson und 
	 Quellfall (face-to-face-Kontakt, <1,5 m) stattgefunden 
	 hat, unabhängig von der Gesprächsdauer ohne 
	 adäquaten Schutz
•	 wenn sich Kontaktperson und Quellfall im selben 
	 Raum mit wahrscheinlich hoher Konzentration 
	 infektiöser Aerosole unabhängig vom Abstand für 

	 länger als 10 Minuten aufgehalten haben, auch wenn 
	 durchgehend MNS [Mund-Nasen-Schutz] oder FFP2-
	 Maske) getragen wurde.

Abzugrenzen ist von den aufgeführten Situationen das Tra-
gen von FFP2-Masken als persönliche Schutzausrüstung 
im Rahmen des Arbeitsschutzes oder wenn auch außer-
halb des Arbeitsbereiches davon auszugehen ist, dass die 
Maske korrekt getragen wurde (z. B. nach einer Anleitung 
oder Einweisung in die korrekte Anwendung).

Die Mitglieder eines Hausstandes gehören schon allein auf-
grund der täglichen räumlichen und körperlichen Nähe zu 
den engen Kontaktpersonen. Deswegen wird ihre Abson-
derung ohne Einzelfallprüfung angeordnet. 

Unter Verdachtsperson werden Personen verstanden, die 
Symptome zeigen, die mit einer SARS-CoV-2-Infektion ver-
einbar sind und für die entweder vom Gesundheitsamt eine 
Testung auf SARS-CoV-2 angeordnet wurde oder die sich 
nach ärztlicher Beratung einer solchen Testung unterzogen 
haben. Als Verdachtspersonen werden auch Personen ge-
zählt, die sich selber mittels eines sogenannten Selbsttests/
Corona-Laien-Tests getestet haben. 

Positiv getestete Personen sind alle Personen, die Kennt-
nis davon haben, dass eine nach Inkrafttreten dieser All-
gemeinverfügung bei ihnen vorgenommene molekular-
biologische Untersuchung auf das Vorhandensein von 
Coronavirus SARS-CoV-2 bzw. ein nach Inkrafttreten dieser 
Allgemeinverfügung bei ihnen vorgenommener Antigen-
test für den direkten Erregernachweis von SARS-CoV-2 
oder ein unter fachkundiger Aufsicht selbst durchgeführ-
ter Antigenschnelltest oder PCR Test ein positives Ergebnis 
aufweist. 

Enge Kontaktpersonen und Verdachtspersonen sind von 
positiv getesteten Personen zu unterscheiden, da enge 
Kontaktpersonen und Verdachtspersonen nach dieser All-
gemeinverfügung bereits zeitlich vor der Kenntnis eines 
positiven Testergebnisses zur Absonderung verpflichtet 
sind und die Pflicht zur Absonderung für diese Personen 
mit Kenntnis des positiven Testergebnisses fortdauert.

Das Gesundheitsamt des Landkreises Nordsachsen ist für 
den Vollzug des Infektionsschutzgesetzes zuständig. Die 
örtliche Zuständigkeit besteht für betroffene Personen, die 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Landkreis Nordsachsen 
haben oder zuletzt hatten. Dies entspricht regelmäßig dem 
Wohnsitz der Personen.

Bei Gefahr im Verzug gilt eine Notzuständigkeit auf der 
Grundlage des § 3 Abs. 4 Verwaltungsverfahrenssetz in 
Verbindung mit § 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
für den Freistaat Sachsen auch für betroffene Personen, 
die nicht ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Landkreis 
Nordsachsen haben oder zuletzt hatten. Unaufschiebbare 
Maßnahmen müssen danach durch das örtliche Gesund-
heitsamt getroffen werden, in dessen Bezirk der Anlass für 
die Amtshandlung hervortritt. In Anbetracht der genannten 
erheblichen Gefahren für die Gesundheit, die körperliche 
Unversehrtheit und das Leben zahlreicher Personen durch 
schwere und lebensbedrohende Krankheitsverläufe be-
steht Gefahr in Verzug bei allen betroffenen Personen, für 
die im Landkreis Nordsachsen der Anlass für die Absonde-
rung hervortritt. Die sofortige Entscheidung ist zur Verhin-
derung der weiteren Verbreitung des Coronavirus SARS-
CoV-2 und damit im öffentlichen Interesse notwendig. Die 
Zuständigkeit endet dort, wo die eigentlich zuständige Be-
hörde wieder handlungsfähig ist. Das eigentlich örtlich zu-
ständige Gesundheitsamt wird unverzüglich unterrichtet.
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Zu Nr. 2:
Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitser-
reger im Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG, der sich im Landkreis 
Nordsachsen stark ausgebreitet hat. Da die Infektion mit 
SARS-CoV-2 über Tröpfchen, z. B. durch Husten und Nie-
sen, erfolgt, kann es über diesen Weg zu einer Übertragung 
von Mensch zu Mensch kommen. 

Nach derzeitigem Wissen kann die Inkubationszeit bis zu 
14 Tage betragen. Alle Personen, die in den letzten 2 Ta-
gen einen engen Kontakt im Sinne der Empfehlungen des 
Robert-Koch-Instituts mit einer SARS-CoV-2 infizierten Per-
son bzw. einem COVID-19-Fall (Quellfall) hatten, müssen 
abgesondert werden. Da nicht nur bereits Erkrankte bzw. 
Personen mit charakteristischen Symptomen, sondern 
auch infizierte Personen, die noch keine Krankheitszeichen 
zeigen, das Virus übertragen können, ist eine Absonderung 
in jedem Fall erforderlich. Nur so können die Weitergabe 
von SARS-CoV-2 an Dritte wirksam verhindert und Infek-
tionsketten unterbrochen werden. Von besonderer Bedeu-
tung ist dabei, dass die Betroffenen sich räumlich und zeit-
lich konsequent von Personen des eigenen Hausstands als 
auch weiteren Personen getrennt halten. Nur so kann ein 
Kontakt von Dritten mit potenziell infektiösen Sekreten und 
Körperflüssigkeiten ausgeschlossen werden. 

Durch eine schnelle Identifizierung und Absonderung von 
engen Kontaktpersonen durch das Gesundheitsamt wird 
sichergestellt, dass möglichst keine unkontrollierte Wei-
tergabe des Virus erfolgt. Um die Infektionsverbreitung 
so schnell wie möglich zu unterbinden, müssen sich auch 
Hausstandsangehörige einer positiv getesteten Person un-
verzüglich absondern. Dies trifft auch zu, solange sie noch 
nicht als enge Kontaktperson vom Gesundheitsamt einge-
stuft wurden. Hier ist aufgrund der Nähe die Wahrschein-
lichkeit einer Übertragung des Virus hoch. 

Als Ausnahmetatbestand von der kategorischen Abson-
derungspflicht ist der Fall aufgenommen, dass die Haus-
standsangehörigen die tatsächlich um den Zeitpunkt des 
Auftretens der ersten Symptome beim Quellfall oder – bei 
fehlender Symptomatik – um den Zeitraum der Testung kei-
nen Kontakt zu diesem hatten.

Von der Absonderung befreit sind symptomfreie,  

•	 vollständig gegen COVID-19 geimpfte Personen ab 	
	 dem 15. Tag nach Gabe der letzten Impfdosis. 
	 Dazu gehören auch immungesunde Personen, bei 
	 denen eine mittels PCR-Test bestätigte SARS-CoV-2-
	 Infektion vorlag („Genesene“) und die nach der 
	 Infektion mit einer Impfstoffdosis geimpft wurden.
•	 immungesunde Personen, bei denen vor höchstens 
	 sechs Monaten eine mittels PCR-Test bestätigte 
	 SARS-CoV-2-Infektion vorlag („Genesene“). 

Damit wird die Regelung aus § 10 COVID-19-Schutzmaß-
nahmen-Ausnahmenverordnung konkretisiert. Die von der 
Absonderung befreite Kontaktperson muss unverzüglich 
den Nachweis der vollständigen Impfung bzw. der voran-
gegangenen Infektion gegenüber dem Gesundheitsamt 
erbringen. Der Nachweis der Impfung erfolgt durch den 
Impfausweis oder Impfbescheinigung (§ 22 IfSG).

Immungesund sind Personen, die keine Immunerkrankung 
haben. Es ist hier davon auszugehen, dass eine Immuni-
sierung in Folge der Impfung oder Erkrankung erfolgt ist. 
Vollständig geimpfte Personen nach 2.1.1 sind Personen ab 
dem 15. Tag nach Beendigung der Impfserie entsprechend 
des eingesetzten Impfstoffs.

Das Gesundheitsamt nimmt aktiv Kontakt mit den Betroffe-
nen auf, belehrt sie über die Hygiene- und Schutzmaßnah-
men und übermittelt entsprechendes Informationsmaterial. 
Vor diesem Hintergrund ist die zeitlich befristete Anord-
nung einer Absonderung aus medizinischer und rechtlicher 
Sicht verhältnismäßig und gerechtfertigt. 

Zur Eindämmung von Infektionen ist es zudem erforder-
lich, dass sich auch diejenigen Personen, die Symptome 
zeigen, die auf eine SARS-CoV-2-Infektion hindeuten (Co-
vid-19-typische Symptome), und für die entweder das Ge-
sundheitsamt eine Testung auf SARS-CoV-2 angeordnet 
hat oder die sich aufgrund der Symptome nach ärztlicher 
Beratung einer Testung auf SARS-CoV-2 unterzogen haben 
(Verdachtspersonen), zunächst in Absonderung begeben. 
Das Gesundheitsamt oder der beratende Arzt haben die 
Verdachtsperson über die Verpflichtung zur Quarantäne zu 
informieren. Die Meldepflicht nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
Buchst. t und § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 44a IfSG, die auch in Fäl-
len gilt, in denen die betreffende Person nicht bereit ist, sich 
freiwillig einer Testung zu unterziehen, bleibt unberührt. 
Für Personen, die sich ohne Symptome einer lediglich aus 
epidemiologischer Indikation vorsorglich vorgenommenen 
Testung (etwa einer sogenannten „Reihentestung“) unter-
ziehen, gilt die Pflicht zur Absonderung nach dieser Allge-
meinverfügung nicht, solange kein positives Testergebnis 
vorliegt.

Darüber hinaus ist unabdingbar, dass sich Personen mit 
einem positiven Testergebnis unverzüglich nach Kennt-
niserlangung absondern müssen. Die Infektion mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 kann auch durch asymptomati-
sche Personen übertragen werden. Liegt ein positives Test- 
ergebnis vor, bestehen dringende Anhaltspunkte für eine 
Infektion. Hierbei kommt es nicht darauf an, wo und aus 
welchem Anlass die Testung vorgenommen wurde. Damit 
die positiv getestete Person sich und ggf. ihre Hausstands-
angehörigen unverzüglich absondern kann, informiert die 
das Testergebnis bekannt gebende Stelle bzw. Person auch 
über die Pflicht zur Absonderung.

Personen, die mittels eines Antigentests positiv getestet 
wurden, müssen eine bestätigende Testung mit einem 
Nukleinsäurenachweis (z. B. PCR-Test) durchführen, um 
potenzielle falsch-positive Testergebnisse auszuschließen. 
Wenn der PCR-Test negativ ausfällt, endet die Pflicht zur 
Absonderung für die Person und ggf. ihre Hausstandsan-
gehörigen.

Durch die Ausweitung von Testmöglichkeiten und die un-
terschiedlichen Anbieter von Testungen kann trotz der nach 
dem Infektionsschutzgesetz bestehenden Meldepflichten 
nicht ausgeschlossen werden, dass die positiv getestete 
Person von dem Ergebnis der Testung schneller erfährt als 
das zuständige Gesundheitsamt auf dem Meldeweg nach 
dem Infektionsschutzgesetz. Zudem unterliegen Personen, 
die außerhalb des Gebietes der Bundesrepublik Deutsch-
land Testungen vornehmen, nicht dem Meldeweg des 
Infektionsschutzgesetzes. Es ist daher erforderlich, dass 
positiv getestete Personen von sich aus das zuständige 
Gesundheitsamt und ihre engen Kontaktpersonen (insb. 
Hausstandsangehörige) über das positive Testergebnis 
informieren. Das Gesundheitsamt trifft dann die weiteren 
Anordnungen. 

Zu Nr. 3:
Um eine Weitergabe des Virus zu vermeiden, müssen 
die in ihrer Wirksamkeit anerkannten Hygieneregeln und 
Schutzmaßnahmen durch die enge Kontaktpersonen, 
Verdachtspersonen und positiv getestete Personen zuver-
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lässig eingehalten werden. Dies trifft auch auf die mit der 
Kontaktperson, der Verdachtsperson oder der positiv ge-
testeten Person in einem Hausstand lebenden Personen zu. 
Hierzu ist eine umfassende Belehrung durch das Gesund-
heitsamt vorgesehen.

Zu Nr. 4:
Um zeitkritisch die weitere gesundheitliche Entwicklung 
bei den engen Kontaktpersonen, die ein höheres Krank-
heitsrisiko für COVID-19 haben, nachvollziehen zu können, 
müssen Kontaktperson und Gesundheitsamt regelmäßi-
gen Kontakt halten. Ideal ist in diesem Fall ein täglicher 
Kontakt. Zur Bestätigung einer SARS-CoV-2-Infektion bzw. 
COVID-19-Erkrankung muss das Gesundheitsamt eine ent-
sprechende Diagnostik bzw. die Entnahme von Proben (z. 
B. Abstriche der Rachenwand) veranlassen können. Das zu 
führende Tagebuch unterstützt die Kontaktpersonen, früh-
zeitig Krankheitssymptome zu erkennen und ermöglicht 
dem Gesundheitsamt gesundheitliche Risiken von ande-
ren Personen, z. B. der Haushaltsangehörigen, sowie den 
Verlauf der Absonderung bzw. Erkrankung einschätzen zu 
können.

Für Fälle, in denen die Absonderung von asymptomati-
schen positiv getesteten Personen und engen Kontaktper-
sonen den Dienst- oder Geschäftsbetrieb von Behörden 
oder Unternehmen der kritischen Infrastruktur gefährdet, 
ist die Möglichkeit einer Ausnahmeregelung im dringenden 
Einzelfall vorgesehen, die mit den notwendigen Auflagen 
zum Schutz anderer Mitarbeiter von Infektionen verbunden 
werden soll. Zu den Bereichen der kritischen Infrastruktur 
im Sinn dieser Allgemeinverfügung zählen insbesondere 
alle Einrichtungen, die der Aufrechterhaltung der Gesund-
heitsversorgung und der Pflege sowie der Behinderten-
hilfe, Kinder- und Jugendhilfe, der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung einschließlich der nichtpolizeilichen Gefah-
renabwehr (Feuerwehr, Rettungsdienst und Katastrophen-
schutz), der Sicherstellung der öffentlichen Infrastrukturen 
(Telekommunikationsdienste, Energie, Wasser, ÖPNV, Ent-
sorgung), der Lebensmittelversorgung und der Handlungs-
fähigkeit zentraler Stellen von Staat, Justiz und Verwaltung 
dienen.

Dies gilt nicht für medizinisches und nicht-medizinisches 
Personal in Alten- und Pflegeeinrichtungen, Arztpraxen 
und Krankenhäusern. Mit der Möglichkeit einer Impfung 
entfallen die bisherigen Optionen zur vorzeitigen Tätig-
keitsaufnahme von Kontaktpersonen unter medizinischem 
und/oder pflegendem Personal bei relevantem Personal-
mangel. Allerdings soll in begründeten Einzelfällen die Ar-
beitsquarantäne weiterhin möglich sein.	

Zu Nr. 5.:
Beim Auftreten von für COVID-19 einschlägigen Krankheits-
zeichen bei einer engen Kontaktperson muss das Gesund-
heitsamt unverzüglich informiert werden, um die weiteren 
infektionsmedizinischen Maßnahmen ohne Verzug ergrei-
fen zu können. Verdachtspersonen müssen das Gesund-
heitsamt informieren, wenn sich ihr Gesundheitszustand 
verschlechtert. Mit den weiteren Regelungen wird erreicht, 
dass eine notwendige medizinische Behandlung oder ein 
Rettungstransport mit Kenntnis des Gesundheitsamtes 
möglich ist. Gleichzeitig wird aber auch ein ausreichender 
Schutz Dritter vor einer Infektion sichergestellt. Außerdem 
ist es erforderlich, dass auch minderjährige Kontaktperso-
nen und Verdachtspersonen bzw. solche, die eine Betreu-
erin bzw. einen Betreuer haben, unter die Regelungen zur 
Absonderung fallen. Die in diesem Fall verantwortliche 
Person muss festgelegt werden.

Zu Nr. 6.:
Die Absonderung kann erst dann beendet werden, wenn 
der enge Kontakt einer Person mit einer SARS-CoV-2 in-
fizierten Person bzw. einem COVID-19-Fall, der zur an-
schließenden Absonderung geführt hat, mindestens 14 
Tage zurückliegt und während der ganzen Zeit der Isolation 
keine für COVID-19 typischen Symptome aufgetreten sind. 
Aufgrund der Dominanz der besorgniserregenden SARS-
CoV-2-Varianten entfällt die Möglichkeit einer Verkürzung 
der häuslichen Absonderung durch einen negativen SARS-
CoV-2-Test.

In jedem Fall ist eine fachliche Beurteilung und Entschei-
dung des Gesundheitsamtes zur Aufhebung der Isolation 
erforderlich, um das Ziel der Absonderung nicht zu ge-
fährden. Am Ende der Absonderungszeit soll bei engen 
Kontaktpersonen eine Testung mittels Antigenschnelltest 
erfolgen. In begründeten Ausnahmefällen kann das Ge-
sundheitsamt hiervon absehen. Im Falle eines positiven 
Antigenschnelltests muss eine bestätigende Testung mit-
tels PCR-Test durchgeführt werden. Das Gesundheitsamt 
trifft die erforderlichen Anordnungen.

Die Absonderung der Verdachtsperson endet mit dem 
Vorliegen eines negativen Testergebnisses (PCR-Test). Bei 
positiven Ergebnis des PCR-Test muss die Absonderung 
gemäß den Regelungen für positiv getestete Personen fort-
gesetzt werden. Das zuständige Gesundheitsamt trifft die 
erforderlichen weiteren Anordnungen.

Bei positiv getesteten Personen endet die Absonderung 
nach 14 Tagen bei asymptomatischem Verlauf. Bei symp- 
tomatischem Krankheitsverlauf endet die Absonderung 
frühestens 14 Tage nach Symptombeginn und Symptom-
freiheit seit mindestens 48 Stunden (definiert als nachhal-
tige Besserung der akuten COVID-19-Symptomatik gemäß 
ärztlicher Beurteilung). Am Ende ist ein abschließender 
Antigenschnelltest zum Ausschluss von weiterbestehen-
der Infektiosität empfohlen. Besteht der Verdacht oder der 
Nachweis, dass die betroffene Person weiterhin SARS-
CoV-2-positiv und infektiös ist, kann das Gesundheitsamt 
die Absonderung verlängern bzw. andere Maßnahmen er-
greifen. Aus Gründen der Verhältnismäßigkeit ist die Ver-
längerung der Absonderung auf sieben Tage zu beschrän-
ken. Hier gilt es bei besonderen Patientengruppen, wie z. 
B. immunsuprimierten Personen, eine dauerhafte Abson-
derung zu vermeiden. 

Zu Nr. 7:
Eine Zuwiderhandlung gegen diese Allgemeinverfügung 
kann nach § 73 Abs. 1a Nr. 6 i.V.m. Abs. 2 IfSG als Ord-
nungswidrigkeit mit einer Geldbuße bis zu 25.000 EUR 
geahndet werden. Wird die Zuwiderhandlung vorsätzlich 
begangen und dadurch die Coronavirus-Krankheit-2019 
(COVID-19) verbreitet, kann dies gemäß § 74 IfSG als Straf-
tat geahndet werden.

Zu Nr. 8:
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten der Allgemeinverfü-
gung. Die Allgemeinverfügung gilt vom 22. Mai 2021 und 
ist gemäß § 28 Abs. 3 IfSG in Verbindung mit § 16 Abs. 8 
IfSG kraft Gesetzes sofort vollziehbar. Die Aufhebung der 
Allgemeinverfügung vom 22. April 2021 ist infolge notwen-
diger Anpassungen aufgrund der Regelungen der Verord-
nung zur Regelung von Erleichterungen und Ausnahmen 
von Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung 
von COVID-19 (COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmen-
verordnung – SchAusnahmV)  erforderlich. 
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Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Allgemeinverfügung des Landratsamtes 
Nordsachsen kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch erho-
ben werden beim Landratsamt Nordsachsen, Schlossstra-
ße 27 in 04860 Torgau oder den Außenstellen 

Südring 17, 04860 Torgau,
Fischerstraße 26, 04860 Torgau,

Richard-Wagner-Straße 7a und 7b, 04509 Delitzsch,
Dr.-Belian-Straße 1, 4 und 5, 04838 Eilenburg,

Friedrich-Naumann-Promenade 9, 04758 Oschatz.

Die Schriftform kann durch die elektronische Form ersetzt 
werden. Der elektronischen Form genügt ein Dokument, 
das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur ver-
sehen ist und an die Adresse eu.dlr@lra-nordsachsen.de 
gesendet wird. Die Schriftform kann auch ersetzt werden 
durch die Versendung eines elektronischen Dokuments mit 
der Versandart nach § 5 Abs. 5 des De-Mail-Gesetzes. Die 
De-Mail-Adresse lautet: poststelle@lra-nordsachsen.de-
mail.de.

Hinweise:
Widerspruch und Klage gegen die Anordnungen dieser All-
gemeinverfügung haben nach § 28 Abs. 3 IfSG in Verbin-
dung mit § 16 Abs. 8 IfSG keine aufschiebende Wirkung. 
Eine ganz oder teilweise Anordnung der aufschiebenden 
Wirkung kann aufgrund eines in schriftlicher oder elektro-
nischer Form oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
gestellten Antrages bei dem Verwaltungsgericht Leipzig, 
Rathenaustraße 40, 04179 Leipzig, erfolgen. Die elektroni-
sche Erhebung des Antrages ist nach Maßgabe des § 55 a 
der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) sowie der Elek- 
tronischer-Rechtsverkehr-Verordnung (ERVV) in der jeweils 
geltenden Fassung möglich.

Diese Allgemeinverfügung ist gemäß der Bekanntma-
chungssatzung des Landkreises Nordsachsen als Notbe-
kanntmachung in der Veröffentlichung auf der Internetseite 
des Landkreises Nordsachsen (www.landkreis-nordsach-
sen.de) einzusehen.

Mitteilung

Büro Kreistag

Mitteilung

Die 6. öffentliche / nicht öffentliche Sitzung des Kreisaus-
schusses findet am

Mittwoch, dem 9. Juni 2021, 18.00 Uhr,
im Landratsamt Nordsachsen, 
Schloss Hartenfels, Flügel D, 
2. Obergeschoss, „Großer Mehrzwecksaal“, 
Schlossstraße 27, 04860 Torgau,

statt.

TAGESORDNUNG� Drucks.-Nr.

1.		 Eröffnung der Sitzung, Begrüßung, Fest-
stellung der Beschlussfähigkeit durch 
den Vorsitzenden des Ausschusses 
und Bestätigung der Niederschrift vom 
24.11.2020

2.		 Beratung und Beschlussfassung von Be-
schlussvorlagen

2.1		Spenden, Schenkungen und ähnliche 
Zuwendungen

2.2		Verkauf Grundstück in Rackwitz

3.		 Informationen und Anfragen

Es schließt sich eine nicht öffentliche Sitzung an.

3- 182/21

3- 175/21

Mitteilung

Die Gleichstellungsbeauftragte

Sachsenweite Umfrage zur Lebenssituation 
Alleinerziehender

Der Verband Selbstbestimmte Handlungsstrategien und 
Initiativen für Alleinerziehende (SHIA) e.V. Landesverband 
Sachsen führt mit Unterstützung des Freistaates Sachsen 
und der HTWK Leipzig eine Umfrage zur Lebens- und Be-
darfssituation Alleinerziehender durch. 

Alleinerziehende erhalten mit dieser Umfrage die Möglich-
keit, über ihre spezielle Lebenssituation und ihre Lebens-
welt Auskunft zu geben. An dieser großen sachsenweiten 
Befragung sollen sich möglichst viele Alleinerziehende be-
teiligen. Geplant ist die Aktion bis zum Beginn der Som-
merferien. Je nach Rücklauf kann die Umfrage verlängert 
werden. 

Die Umfrage wird unter Einhaltung der Datenschutzrege-
lungen anonymisiert durchgeführt und ausgewertet.

Der Fragebogen ist unter www.soloeltern.de abrufbar und 
kann online ausgefüllt werden. Ansprechpartner beim SHIA 
e.V. ist Herr Thomas Brönner (Telefon 0176 4159 3401).

Hintergrund: 
Im Freistaat Sachsen gibt es aktuell rund 100 000 alleiner-
ziehende Mütter und Väter. Ihre Alltagsbelastung ist nicht 
zu unterschätzen: Sie tragen die Verantwortung für Kinder-
erziehung, Haushalt und die Sicherung des Lebensunter-
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haltes allein. Ihre Rahmenbedingungen dafür sind häufig 
sehr vielschichtig und komplex. Nicht zuletzt erweisen sich 
bundesdeutsche Gesetzgebungen, Landes- und/oder kom-
munale Bestimmungen und Verordnungen für alleinerzie-
hende Mütter und Väter als problematisch.

Bekanntmachungen

Amt für Wirtschaftsförderung  
und Landwirtschaft

Öffentlicher Hinweis 
Reg.-Nr. 345/2021                      

Information an Landwirte und 
Landwirtschaftsbetriebe

Die Untere Landwirtschaftsbehörde hat über die Genehmi-
gung zum Verkauf des nachstehenden Grundstückes nach 
dem Grundstückverkehrsgesetz (GrdstVG vom 28.07.1961, 
zuletzt geändert am 27.11.2008, BGBl. I S. 2586) zu ent-
scheiden:

Gemarkung
(Gemeinde)

Flur-
stücks-

Nr.

Größe 
in ha

Nutzungsart gem. 
Angaben im Vertrag/

Katasterkarte

Doberschütz Flur 3 
(Doberschütz) 105/1      1,1816 Landwirtschaftsfläche

Leistungsfähigen land- und forstwirtschaftlichen Unter-
nehmen, die zur Aufstockung ihres Betriebes am Erwerb 
des Grundstückes interessiert wären, wird Gelegenheit ge-
geben, dem  

Landratsamt Nordsachsen
Amt für Wirtschaftsförderung und Landwirtschaft

04855 Torgau

bis zum 17.06.2021 ihr Erwerbsinteresse schriftlich zu be-
kunden und mitzuteilen, welchen Preis sie bei einer even-
tuell gegebenen Erwerbsmöglichkeit anbieten würden.
Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die Mitteilung 
eines Erwerbsinteressenten keinerlei Erwerbsansprüche 
begründet und den Absender nicht zum Beteiligten am 
Verwaltungsverfahren macht.

Rentzsch
SGL Landwirtschaft

Öffentlicher Hinweis 
Reg.-Nr. 346/2021                      

Information an Land-/Forstwirte und
Land-/Forstwirtschaftsbetriebe

Die Untere Landwirtschaftsbehörde hat über die Genehmi-
gung zum Verkauf der nachstehenden Grundstücke nach 
dem Grundstückverkehrsgesetz (GrdstVG vom 28.07.1961, 
zuletzt geändert am 27.11.2008, BGBl. I S. 2586) zu ent-
scheiden:

Gemarkung
(Stadt)

Flur-
stücks-

Nr.

Größe 
in ha

Nutzungsart gem. 
Angaben im Vertrag/

Katasterkarte

Schnaditz Flur 1
(Bad Düben) 50/22         0,0566 Verkehrsfläche

Leistungsfähigen land- und forstwirtschaftlichen Unter-
nehmen, die zur Aufstockung ihres Betriebes am Erwerb 
der Grundstücke interessiert wären, wird Gelegenheit ge-
geben, dem  

Landratsamt Nordsachsen
Amt für Wirtschaftsförderung und Landwirtschaft

04855 Torgau

bis zum 17.06.2021 ihr Erwerbsinteresse schriftlich zu be-
kunden und mitzuteilen, welchen Preis sie bei einer even-
tuell gegebenen Erwerbsmöglichkeit anbieten würden.
Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die Mitteilung 
eines Erwerbsinteressenten keinerlei Erwerbsansprüche 
begründet und den Absender nicht zum Beteiligten am 
Verwaltungsverfahren macht.

Rentzsch
SGL Landwirtschaft

Öffentlicher Hinweis 
Reg.-Nr. 350/2021                      

Information an Land-/Forstwirte und
Land-/Forstwirtschaftsbetriebe

Die Untere Landwirtschaftsbehörde hat über die Genehmi-
gung zum Verkauf der nachstehenden Grundstücke nach 
dem Grundstückverkehrsgesetz (GrdstVG vom 28.07.1961, 
zuletzt geändert am 27.11.2008, BGBl. I S. 2586) zu ent-
scheiden:

Gemarkung
(Gemeinde)

Flur-
stücks-

Nr.

Größe 
in ha

Nutzungsart gem. 
Angaben im Vertrag/

Katasterkarte

Audenhain Flur 8 
(Mockrehna) 52/2          2,7580

0,9171 ha 
Landwirtschaftsfläche; 
1,8409 ha Waldfläche

Audenhain Flur 8 
(Mockrehna) 53/18         2,0048

0,0628 ha 
Landwirtschaftsfläche; 
1,9420 ha Waldfläche

Audenhain Flur 8 
(Mockrehna) 53/21         3,3733 3,3733 ha Waldfläche

Leistungsfähigen land- und forstwirtschaftlichen Unter-
nehmen, die zur Aufstockung ihres Betriebes am Erwerb 
des Grundstückes interessiert wären, wird Gelegenheit ge-
geben, dem  

Landratsamt Nordsachsen
Amt für Wirtschaftsförderung und Landwirtschaft

04855 Torgau

bis zum 17.06.2021 ihr Erwerbsinteresse schriftlich zu be-
kunden und mitzuteilen, welchen Preis sie bei einer even-
tuell gegebenen Erwerbsmöglichkeit anbieten würden.
Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die Mitteilung 
eines Erwerbsinteressenten keinerlei Erwerbsansprüche 
begründet und den Absender nicht zum Beteiligten am 
Verwaltungsverfahren macht.

Rentzsch
SGL Landwirtschaft

Schnaditz Flur 1
(Bad Düben) 50/26         0,9201

Waldfläche
(bebaut mit 

2 Bungalow)
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Öffentlicher Hinweis 
Reg.-Nr. 363/2021                      

Information an Land-/Forstwirte und
Land-/Forstwirtschaftsbetriebe

Die Untere Landwirtschaftsbehörde hat über die Genehmi-
gung zum Verkauf der nachstehenden Grundstücke nach 
dem Grundstückverkehrsgesetz (GrdstVG vom 28.07.1961, 
zuletzt geändert am 27.11.2008, BGBl. I S. 2586) zu ent-
scheiden:

Gemarkung
(Gemeinde)

Flur-
stücks-

Nr.

Größe 
in ha

Nutzungsart gem. 
Angaben im Vertrag/

Katasterkarte

Doberschütz Flur 3 
(Doberschütz) 5/19          0,4115 Waldfläche

Doberschütz Flur 3 
(Doberschütz) 5/21          8,0821 Waldfläche

Doberschütz Flur 3 
(Doberschütz) 5/7           0,2539 Waldfläche

Doberschütz Flur 3 
(Doberschütz) 5/8           0,2849 Waldfläche

Doberschütz Flur 3 
(Doberschütz) 5/9           0,2416 Waldfläche

Doberschütz Flur 3 
(Doberschütz) 7/2           10,2760 Waldfläche

Strelln Flur 2 
(Mockrehna) 1/9           0,5199 Waldfläche

Strelln Flur 2 
(Mockrehna) 2/4           0,1905 Waldfläche

Leistungsfähigen land- und forstwirtschaftlichen Unter-
nehmen, die zur Aufstockung ihres Betriebes am Erwerb 
des Grundstückes interessiert wären, wird Gelegenheit ge-
geben, dem  

Landratsamt Nordsachsen
Amt für Wirtschaftsförderung und Landwirtschaft

04855 Torgau

bis zum 17.06.2021  ihr Erwerbsinteresse schriftlich zu be-
kunden und mitzuteilen, welchen Preis sie bei einer eventu-
ell gegebenen Erwerbsmöglichkeit anbieten würden.
Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die Mitteilung 
eines Erwerbsinteressenten keinerlei Erwerbsansprüche 
begründet und den Absender nicht zum Beteiligten am Ver-
waltungsverfahren macht.

Rentzsch
SGL Landwirtschaft

Öffentlicher Hinweis 
Reg.-Nr. 377/2021                      

Information an Land-/Forstwirte und
Land-/Forstwirtschaftsbetriebe

Die Untere Landwirtschaftsbehörde hat über die Genehmi-
gung zum Verkauf der nachstehenden Grundstücke nach 
dem Grundstückverkehrsgesetz (GrdstVG vom 28.07.1961, 
zuletzt geändert am 27.11.2008, BGBl. I S. 2586) zu ent-
scheiden:

Gemarkung
(Stadt Bad Düben)

Flur-
stücks-

Nr.

Größe 
in ha

Nutzungsart gem. 
Angaben im Vertrag/

Katasterkarte

Schnaditz Flur 1 187/50        0,1081 Verkehrsfläche

Schnaditz Flur 1 188/50        3,6937

Am Wisengrund 1, 
Waldfläche, 

bebaut mit Haus und 
zwei Garagen

Leistungsfähigen land- und forstwirtschaftlichen Unter-
nehmen, die zur Aufstockung ihres Betriebes am Erwerb 
des Grundstückes interessiert wären, wird Gelegenheit ge-
geben, dem  

Landratsamt Nordsachsen
Amt für Wirtschaftsförderung und Landwirtschaft

04855 Torgau

bis zum 17.06.2021 ihr Erwerbsinteresse schriftlich zu be-
kunden und mitzuteilen, welchen Preis sie bei einer even-
tuell gegebenen Erwerbsmöglichkeit anbieten würden.
Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die Mitteilung 
eines Erwerbsinteressenten keinerlei Erwerbsansprüche 
begründet und den Absender nicht zum Beteiligten am 
Verwaltungsverfahren macht.

Rentzsch
SGL Landwirtschaft

Amt für Wirtschaftsförderung
Landwirtschaft und Tourismus

Existenzgründerberatungen
In engem Zusammenwirken mit Banken, der Agentur für 
Arbeit, der IHK zu Leipzig und der Handwerkskammer 
Leipzig können alle Bürger, die an einer Existenzgrün-
dung interessiert sind, kostenlose Beratungsleistungen 
in Anspruch nehmen.
Existenzgründerberatungen der WFG – Wirtschaftsför-
derungsgesellschaft mbH des Landkreises Nordsachsen 
und des Amtes für Wirtschaftsförderung und Landwirt-
schaft des Landkreises Nordsachsen werden wie folgt 
durchgeführt:

In Delitzsch
Haus der Wirtschaft, August-Bebel-Straße 2
donnerstags in der Zeit von 13.00 bis 16.00 Uhr
Zur Terminabstimmung wenden Sie sich bitte an 
Dr. Tilo Köhler-Cronenberg, Telefon 03421 758-1058 oder 
tilo.koehler-cronenberg@lra-nordsachsen.de.

In Oschatz
Landratsamt Nordsachsen, Außenstelle Oschatz, 
Friedrich-Naumann-Promenade 9, 04758 Oschatz
mittwochs in der Zeit von 13.00 bis 16.00 Uhr
Eine Terminvereinbarung ist unbedingt erforderlich. 
Bitte wenden Sie sich diesbezüglich an 
Torsten Simon, Telefon 03421 758-1061 oder 
Torsten.Simon@lra-nordsachsen.de.

In Torgau
Landratsamt Nordsachsen
Schlossstraße 27, Flügel C, Zi. 226, 04860 Torgau
(kein fester Beratungstag)
Bitte wenden Sie sich diesbezüglich an 
Torsten Simon, Tel. 03421 758-1061 oder 
Torsten.Simon@lra-nordsachsen.de.
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Bekanntmachung

Bekanntgabe der Offenlegung der 
Änderung von Daten des 

Liegenschaftskatasters nach § 14 Abs. 7 
Sächsisches Vermessungs- und 

Katastergesetz (SächsVermKatG)

Das Vermessungsamt Nordsachsen hat Daten des Liegen-
schaftskatasters geändert:

Antragsnummer: 730_2021_1000985

Betroffene Flurstücke
Gemarkung Döbrichau Flur 5 (7785): 4/11, 75/3, 79, 80, 81, 
82, 84, 85, 90/1, 91/1, 91/2, 91/3, 92/1, 92/2, 93/3, 94/2, 94/3, 
96, 107/1, 107/3, 107/6, 109, 110/1, 110/2, 112/6, 113, 114, 
115, 116, 148, 150, 4/10, 75/2, 86, 89, 90/2, 93/5, 93/6, 93/10, 
95/1, 100/3, 102/1, 104/1, 106/1, 112/2, 112/3, 112/5, 117, 
118/1, 118/4, 118/7, 132, 134

Antragsnummer: 730_2021_1000989

Betroffene Flurstücke
Gemarkung Döbrichau Flur 1 (7781): 24/1, 25/1, 25/2, 18, 37
Gemarkung Döbrichau Flur 3 (7783): 92, 94

Antragsnummer: 730_2021_1001101

Betroffene Flurstücke
Gemarkung Neiden Flur 4 (7937): 36/7, 36/8, 36/12, 36/23, 
36/24, 55, 59/1, 36/10, 36/14, 36/25

Antragsnummer: 730_2021_1001501

Betroffene Flurstücke
Gemarkung Dommitzsch Flur 8 (7799): 9, 11, 14/1, 16, 17, 
18, 20, 35, 47, 48, 52, 55/1, 55/2, 56, 57, 39, 44, 46, 50, 51, 54

Antragsnummer: 730_2021_1001511

Betroffene Flurstücke
Gemarkung Drebligar Flur 5 (7817): 24/14, 34/4, 34/8, 34/9, 
34/10, 36/2, 125/38, 126/38, 173, 24/7, 24/13, 24/15, 89/38, 
90/38, 123/24, 127/38, 142/25

Art der Änderung
1.	Veränderung von Gebäudedaten
2.	Veränderung der tatsächlichen Nutzung mit Änderung 

der Wirtschaftsart
3.	Veränderung der tatsächlichen Nutzung ohne Änderung 

der Wirtschaftsart

Allen Betroffenen wird die Änderung der Daten des Liegen-
schaftskatasters durch Offenlegung mitgeteilt. Die Ermäch-
tigung zur Bekanntgabe auf diesem Wege ergibt sich aus 
§ 14 Abs. 7 Sächsisches Vermessungs- und Katastergesetz 
vom 29. Januar 2008 (SächsGVBl. S. 138, 148), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Februar 2021 (Sächs-
GVBl. S. 242) geändert worden ist, in Verbindung mit § 9 
Absatz 2 der Durchführungsverordnung zum Sächsischen 
Vermessungs- und Katastergesetz vom 6. Juli 2011 (Sächs-
GVBl. S.  271), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung 
vom 29. Juni 2019 (SächsGVBl. S. 551) geändert worden 
ist.

Dezernat Bau und Umwelt Der Landkreis Nordsachsen ist nach § 2 des SächsVerm-
KatG für die Fortführung der Daten des Liegenschaftskata-
sters seines Gebietes zuständig. Der Änderung der Daten 
des Liegenschaftskatasters liegen die Vorschriften des § 14 
SächsVermKatG zugrunde.

Die Unterlagen liegen ab dem

07.06.2021 bis zum 06.07.2021
in der Geschäftsstelle des

Vermessungsamtes Nordsachsen
Dr.-Belian-Str. 5, 04838 Eilenburg

in der Zeit

Dienstag: 08:30–12:00 Uhr und 13:00–19:00 Uhr
Donnerstag: 08:30–12:00 Uhr und 13:00–16:00 Uhr

Freitag: 08:30–12:00 Uhr

zur Einsichtnahme bereit. 

Für Fragen stehen Ihnen die Mitarbeiter unserer Geschäfts-
stelle während der Öffnungszeiten zur Verfügung. Sie ha-
ben in der Geschäftsstelle auch die Möglichkeit, die Fort-
führungsnachweise und die weiteren Unterlagen zu den 
Änderungen einzusehen.

Pahlitzsch
Amtsleiterin

Dezernat Ordnung und Kommunales

Bekanntmachungen

110/Be/081.9.0-369/2020/TO

B e s t a l l u n g s u r k u n d e

Gemäß Artikel 233 § 2 Abs. 3 EGBGB wird hiermit die
 

Stadt Mügeln,
Markt 1,

04769 Mügeln,
 
vertreten durch den Sachbearbeiter, Herrn Enrico Nau-
mann, zum gesetzlichen Vertreter und zur Wahrnehmung 
der Eigentümerinteressen folgender Personen bestellt, den   

Eigentümern unbekannten Aufenthaltes
Graham Lawrence Hard, geb. 23.03.1954 und

Dr. Barbara Hard, geb. Philipp, geb. 24.03.1961

bezüglich des im Grundbuch von Mügeln Blatt 1380 
verzeichneten Grundstückes

Flurstück 297/4 der Gemarkung Mügeln.
 
Dem gesetzlichen Vertreter obliegt die Vertretung vorbe-
zeichneter Eigentümer gemäß § 16 VwVfG i. V. m. §§ 1915, 
1793 BGB. 

Es besteht ein Bedürfnis, die Vertretung der Grundstückei-
gentümer gemäß Art. 233 § 2 Abs. 3 Satz 1 EGBGB sicher-
zustellen.

Das Bedürfnis der Bestellung geht aus dem Antrag der 
Stadtverwaltung Mügeln vom 08.12.2020 hervor. Demnach 
ist ein Verkauf des Grundstückes vorgesehen. 
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Nachstehende Grundstücksverfügungen bedürfen gemäß 
§§ 1821 ff. BGB der vorherigen Genehmigung durch die Be-
stallungsbehörde:

•	Veräußerung an Dritte	 •	 Grundstückstausch
•	Auseinandersetzung der 	 •	 Abschluss von
	 Gemeinschaft 		  Pachtverträgen
•	Veräußerung eines	 •	 Belastung mit
	 Miteigentumsanteiles 		  beschränkt dinglichen 
			   Rechten des BGB u. a.

Soweit durch Rechtshandlungen des gesetzlichen Vertre-
ters finanzielle Erlöse erzielt werden, sind diese durch den 
Vertreter mündelsicher bei einem anerkannten Kreditin-
stitut anzulegen. Der Bestallungsbehörde ist hierüber ein 
Nachweis zu erbringen.

Die Beendigung der Bestellung erfolgt durch Abberufung 
durch die Bestallungsbehörde, soweit ein gesetzlicher 
Grund hierfür eingetreten ist.
Nach erfolgter Abberufung hat der Vertreter die Bestal-
lungsurkunde der erlassenden Behörde auszuhändigen.

Fleischer
Dezernent

110/Be/081.9.0-328/2018/TO

B e s t a l l u n g s u r k u n d e

Gemäß Artikel 233 § 2 Abs. 3 EGBGB wird hiermit die
 

Große Kreisstadt Oschatz,
Neumarkt 1,

04758 Oschatz,
 
vertreten durch den Amtsleiter des Stadtbauamtes, Herrn 
Torsten Heinrich, zum gesetzlichen Vertreter und zur Wahr-
nehmung der Eigentümerinteressen folgender Personen 
bestellt, da die Eigentümerrechtsnachfolge nicht zu ermit-
teln war für die    

unbekannten Erben nach
Arend Smid, geb. 07.12.1940, gest. 15.01.2019,

Bernhard Smid, geb. 18.05.1944, gest. 21.11.1998 und
Jan Peter Smid, geb. 08.05.1935, gest. 03.09.1999

bezüglich des im Grundbuch von Oschatz Blatt 137 
verzeichneten Grundstückes

Flurstück 861 der Gemarkung Oschatz. 
 
Dem gesetzlichen Vertreter obliegt die Vertretung vorbe-
zeichneter Eigentümer gemäß § 16 VwVfG i. V. m. §§ 1915, 
1793 BGB. 

Es besteht ein Bedürfnis, die Vertretung der Grundstückei-
gentümer gemäß Art. 233 § 2 Abs. 3 Satz 1 EGBGB sicher-
zustellen.

Das Bedürfnis der Bestellung geht aus dem Antrag der Ehe-
leute Andy und Nicole Günther, wohnhaft Merkwitzer Stra-
ße 74 in 04758 Oschatz, vom 17.08.2018 hervor. Demnach 
ist ein Verkauf des Grundstückes vorgesehen. 

Nachstehende Grundstücksverfügungen bedürfen gemäß 
§§ 1821 ff. BGB der vorherigen Genehmigung durch die Be-
stallungsbehörde:

•	Veräußerung an Dritte	 •	 Grundstückstausch
•	Auseinandersetzung der 	 •	 Abschluss von
	 Gemeinschaft 		  Pachtverträgen
•	Veräußerung eines	 •	 Belastung mit
	 Miteigentumsanteiles 		  beschränkt dinglichen 
			   Rechten des BGB u. a.

Soweit durch Rechtshandlungen des gesetzlichen Vertre-
ters finanzielle Erlöse erzielt werden, sind diese durch den 
Vertreter mündelsicher bei einem anerkannten Kreditin-
stitut anzulegen. Der Bestallungsbehörde ist hierüber ein 
Nachweis zu erbringen.

Die Beendigung der Bestellung erfolgt durch Abberufung 
durch die Bestallungsbehörde, soweit ein gesetzlicher 
Grund hierfür eingetreten ist.
Nach erfolgter Abberufung hat der Vertreter die Bestal-
lungsurkunde der erlassenden Behörde auszuhändigen.

Fleischer
Dezernent

Amtliche Bekanntmachung

Dem Landratsamt Nordsachsen, Kommunalamt liegt ein 
Antrag auf Bestellung eines gesetzlichen Vertreters gemäß 
Artikel 233 § 2 Abs. 3 EGBGB für nachstehende Liegen-
schaft vor, deren Eigentümer nicht festzustellen sind bzw. 
deren Aufenthalt nicht bekannt ist.
  
� AZ: 110/Be/081.9.0-372/2021/TO
 
(Grundbuch von Bucha, Blatt 80)

Eigentümer Gemarkung Flurstück

Friedrich Ernst Grundmann
geb.  unbekannt
gest. unbekannt

Bucha 98 m

Derjenige, der Eigentumsrechte an vorbezeichnetem 
Grundbesitz nachweisen kann, wird hiermit ersucht, diese 
binnen 4 Wochen nach Bekanntmachung beim 

Landratsamt Nordsachsen 
Kommunalamt

Herrn Berger, Fischerstraße 26, 04860 Torgau

unter Beibringung der entsprechenden Nachweise und mit 
Angabe des o.g. Aktenzeichens schriftlich geltend zu ma-
chen.

Lieder
Amtsleiterin
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Amtliche Bekanntmachung

Dem Landratsamt Nordsachsen, Kommunalamt liegt ein 
Antrag auf Bestellung eines gesetzlichen Vertreters gemäß 
Artikel 233 § 2 Abs. 3 EGBGB für nachstehende Liegen-
schaft vor, deren Eigentümer nicht festzustellen sind bzw. 
deren Aufenthalt nicht bekannt ist.
  
� AZ: 110/Be/081.9.0-373/2021/TO
 
(Grundbuch von Zinna, Blatt 720)

Eigentümer Gemarkung Flurstück

Steffen Bölke
geb.  11.11.1964
gest. 14.11.2011

Zinna Flur 5 52/3 und 
53/18

Derjenige, der Eigentumsrechte an vorbezeichnetem 
Grundbesitz nachweisen kann, wird hiermit ersucht, diese 
binnen 4 Wochen nach Bekanntmachung beim 

Landratsamt Nordsachsen 
Kommunalamt

Herrn Berger, Fischerstraße 26, 04860 Torgau

unter Beibringung der entsprechenden Nachweise und mit 
Angabe des o.g. Aktenzeichens schriftlich geltend zu ma-
chen.

Benachrichtigung über eine 
öffentliche Zustellung 

gemäß § 4 SächsVwVfZG i.V.m. § 10 VwZG

In dem Verwaltungsverfahren des

Herrn
Lukasz Franciszek Orlowski

August-Bebel-Str. 45
04774 Dahlen

ist für Herrn Lukasz Franciszek Orlowski ein Bescheid vom 
20.04.2021, Kassenzeichen 112007943 002, im

Landratsamt Nordsachsen
Kfz-Zulassung
Zimmer 110
Südring 17

04860 Torgau

zur Abholung hinterlegt. 

Der vorgenannte Bescheid kann zu den bekannten Öff-
nungszeiten abgeholt werden. 

Personen, deren rechtliche Interessen durch das o. g. Ver-
waltungsverfahren berührt werden, können unter Vorlage 
eines entsprechenden Nachweises die Verfügung unter 
der genannten Anschrift einsehen.

Gemäß § 4 SächsVwVfZG i. V. m. § 10 Abs. 2 Satz 6 VwZG 
gilt der Bescheid an dem Tag als zugestellt, an dem seit 

dem Tage der Veröffentlichung im Amtsblatt zwei Wochen 
verstrichen sind. Es wird darauf hingewiesen, dass Fristen 
in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverlust 
droht.

Delitzsch, 20.05.2021

Öffentliche Zustellung

Das Schriftstück „Rechtswahrungsanzeige mit Auskunfts-
ersuchen“, Az.: 469.31.4.0060/21 vom 13.04.2021

für Herrn Patrick Jahn , geb. am 04.06.1987, 

zuletzt wohnhaft in Friedrichshafener Str. 23, 04509 De-
litzsch

konnte nicht zugestellt werden.

Das vorbezeichnete Schriftstück kann während der Öff-
nungszeiten 

Dienstag / Donnerstag / Freitag    � 9.00–12.00 Uhr
Dienstag                                      � 13.00–18.00 Uhr
Donnerstag                                  � 13.00–16.00 Uhr

beim 
Landratsamt Nordsachsen

Jugendamt/Sachgebiet besondere Dienste (UVG)
Richard-Wagner-Straße 7 a

04509 Delitzsch
eingesehen und in Empfang genommen werden. 

Es wird darauf hingewiesen, dass mit dieser öffentlichen 
Zustellung Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ab-
lauf Rechtsverluste drohen können.

Torgau, 25.05.2021

gez.
Mandy Renner
Amtsleiterin Jugendamt

Dezernat Soziales und Gesundheit

Bekanntmachung
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Kinder suchen Familien

Der Pflegekinderdienst sucht Familien für:

–	 Bereitschaftspflege
–	 Vollzeitpflege

Die Pflegeeltern sollten:

–	 liebevoll und tolerant sein
–	 Verständnis für die besondere Situation von 
	 Pflegekindern aufweisen
–	 damit leben können, dass Kinder nicht immer 
	 perfekt sein müssen
–	 Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit dem 
	 Jugendamt und der Herkunftsfamilie haben

Wir möchten gemeinsam mit Ihnen Kindern die  
Chance geben, ein Leben in Geborgenheit in einer 
Pflegefamilie führen zu können.

Ihre Ansprechpartner:

Katharina Mann
Trossin, Dommitzsch, Dreiheide, Elsnig, Beilrode, 
Torgau, Arzberg, Belgern-Schildau, Dahlen, Cavertitz
Tel.: 03421 758-6163
E-Mail: Katharina.Mann@lra-nordsachsen.de
Schlossstraße 27, 04860 Torgau

Stefanie Staab/ Julia Merk
Taucha, Jesewitz, Bad Düben, Laußig, Doberschütz, 
Mockrehna
Tel.: 03421 758-6107
E-Mail: Stefanie.Staab@lra-nordsachsen.de
Schlossstraße 27, 04860 Torgau

Ines Renner 
Wermsdorf, Liebschützberg, Oschatz, Mügeln, 
Naundorf, Schkeuditz
Tel.: 03421 758-6180   
E-Mail: Ines.Renner@lra-nordsachsen.de
Friedrich-Naumann-Promenade 9, 04758 Oschatz

Jessica Underberg
Eilenburg, Zschepplin, Schönwölkau, Krostitz
Tel.: 03421  758-6538
E-Mail: Jessica.Underbeg@lra-nordsachsen.de
Richard-Wagner-Straße 7a, 04509 Delitzsch

Katrin Petersohn
Delitzsch, Wiedemar, Rackwitz, Löbnitz
Tel.: 03421  758-6140
E-Mail: Katrin.Petersohn@lra-nordsachsen.de
Richard-Wagner-Straße 7a, 04509 Delitzsch

	

 

Wir helfen Familien und Kindern 
im Landkreis. Helfen Sie mit – 

werden Sie Familienpate!

Wir suchen Frauen und Männer ab 18 Jahre, die sich ehren-
amtlich für ein gesundes und  glückliches Aufwachsen von 
Kindern im Landkreis Nordsachsen engagieren wollen.

Familienpatinnen und Familienpaten können Eltern in 
folgenden Bereichen unterstützen ...
–	 Kinderbetreuung, um dringende Angelegenheiten 

auch mal allein erledigen zu können
–	 Freizeitaktivitäten mit Kindern gestalten 
	 und begleiten
– 	 Unterstützung bei alltäglichen Aufgaben
–	 Begleitung in belastenden Lebenssituationen
–	 Gesprächspartner, wenn ein „offenes Ohr“ 	

gebraucht wird

Was erwartet Sie in Ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit:
–	 flexibler und nach Ihren zeitlichen Ressourcen orien-

tierter Einsatz 
–	 Weiterbildungen rund um das Thema Familie und 

Kinder
–	 regelmäßige Ehrenamtstreffen zum Austausch 
–	 Fahrtkostenpauschale und Versicherungsschutz
…	 und nicht zuletzt dankbare Eltern und glückliche Kinder!

Haben Sie Interesse oder wollen Sie mehr erfahren, dann melden Sie sich einfach bei uns!
Landratsamt Nordsachsen/ Dezernat Soziales 	 Melanie Große - Koordination Ehrenamt
Schloßstraße 27 / 04860 Torgau	 Telefon: 03421/ 758 6523
Fachstelle Familiennetzwerk	 Telefax: 03421/ 758 85 6110
	 E-Mail: melanie.grosse@lra-nordsachsen.de

Der Baustein der ehrenamtlichen 
Familienpatenschaft wird gefördert vom:

Teilhabeberatung für Menschen  
mit Behinderung

im Landkreis Nordsachsen

Leipziger Straße 42 (SÜBA-Turm)
04860 Torgau

Tel.: 		 03421 9000 – 382/381
Fax: 		 03421 900383
Mobil: 	 0160 96305573

E-Mail: 	 eutb@vdk-sachsen.de
Internet:	 www.eutb-torgau.com

Sprechzeiten: 
Di.: 9 bis 12 Uhr
Do.: 9 bis 12 Uhr und 13 bis 17 Uhr
sowie Mo. bis Fr. mit Termin 
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Landratsamt Nordsachsen/Dezernat 

Soziales/Sozialamt
Schlossstraße 27, 04860 Torgau

Pflegekoordinatorin Carolin Scheffler

Telefon:
03421 758 6204

pflegekoordination@lra-nordsachsen.de

Internet:
www.pflegenetz.sachsen.de

www.cardomap.landkreis-nordsachsen.de
	Die Maßnahme Pflegekoordination wird 

mitfinanziert mit Steuermitteln auf Grundla-
ge des von den Abgeordneten des Sächsi-
schen Landtags beschlossenen Haushaltes

Stadtverwaltung Schkeuditz

Stellenausschreibung

In der Stadtverwaltung Schkeuditz ist zum nächstmögli-
chen Zeitpunkt unbefristet die Stelle 

Bauingenieur/Bauingenieurin (m/w/d) 

zu besetzen.

Die Stellenbeschreibung mit den Anforderungen und den 
Bewerbungshinweisen finden Sie auf der Homepage der 
Stadt Schkeuditz unter: www.schkeuditz.de Stellenangebo-
te.

Bewerbungsende ist der 14. Juni 2021.

Stadtverwaltung Schkeuditz
Hauptamt / Personalabteilung
Postfach 1144
04431 Schkeuditz​
schkeuditz.de

Mitteilungen Gemeinden

Bekanntmachungen 
Zweckverbände

Zweckverband Torgau-Westelbien

Einladung
zur öffentlichen Verbandsversammlung Bereich Abwasser 

des Zweckverbandes Torgau-Westelbien am

Freitag, 18. Juni 2021, 09:00 Uhr
im Konferenzraum, Am Wasserturm 1, in Torgau

 
Tagesordnung
Öffentlicher Teil
 
TOP 1	 Protokollkontrolle des Protokolls der Verbandsver-

sammlung Abwasser
		  vom 07.04.2021 
TOP 2	 Beschlussfassung der Nachtragssatzung zur Haus-

haltssatzung und Änderung des Wirtschaftsplanes 
für das Wirtschaftsjahr 2021,  Bereich Abwasser

		  (Beschlussvorlage AW 02-2021) 
TOP 3	 Anfragen von Verbandsmitgliedern und Bürgern 

aus dem Verbandsgebiet 
 
 
gez. Barth
Verbandsvorsitzende

Abwasserzweckverband Delitzsch (AZVD)

Der Abwasserzweckverband Delitzsch 
fasste in seiner öffentlichen Sitzung am 

12.05.2021 folgende Beschlüsse

Beschluss-Nr. 2.1/2/21
1. Änderungssatzung vom 12.05.2021 zur Verbandssatzung 
des Abwasserzweckverbandes Delitzsch vom 26.09.2017
Beschluss-Nr. 2.2/2/21
1. Änderungssatzung vom 12.05.2021 zur Neufassung der 
Satzung über die Erhebung von Verwaltungskosten für 
Amtshandlungen und sonstige Leistungen des Abwasser-
zweckverbandes Delitzsch in weisungsfreien Angelegen-
heiten (Kostensatzung – KostS) vom 25.11.2019
	
Beschlüsse, welche in öffentlicher Sitzung gefasst wurden, 
können während der Dienstzeit beim Abwasserzweckver-
band Delitzsch, Beerendorfer Str. 1 in 04509 Delitzsch ein-
gesehen werden.
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1. Änderungssatzung vom 12.05.2021 zur 
Neufassung der Satzung über die Erhebung 

von Verwaltungskosten für 
Amtshandlungen und sonstige Leistungen 
des Abwasserzweckverbandes Delitzsch 

in weisungsfreien Angelegenheiten 
(Kostensatzung – KostS) vom 25.11.2019

Aufgrund des § 60 Abs. 3 Satz 1 des Sächsischen Gesetzes 
über Kommunale Zusammenarbeit (SächsKomZG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 15. April 2019 (Sächs-
GVBl. S. 270) i. V. m. § 2 Absatz 2 der Verbandssatzung 
(VerbS) des Abwasserzweckverbandes Delitzsch vom 26. 
September 2017 und § 2 Abs. 1 des Sächsischen Kommu-
nalabgabengesetz (SächsKAG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 9. März 2018 (SächsGVBl. S. 116), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 2 Absatz 17 des Gesetzes vom 5. April 
2019 (SächsGVBl. S. 245) i. V. m. § 4 der Gemeindeordnung 
für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 9. März 2018 (SächsGVBl. S. 
62), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. 
Dezember 2020 (SächsGVBl. S. 722), hat die Verbandsver-
sammlung des Abwasserzweckverbandes Delitzsch in ihrer 
Sitzung am 12.05.2021 folgende 1. Änderungssatzung zur 
Neufassung der Kostensatzung beschlossen: 

Artikel 1
Änderung der Anlage zur Kostensatzung

Folgender Abschnitt erhält eine neue Fassung:

„II. Besondere Amtshandlungen

1.	 Verwaltungsvollstreckung
1.1.	 Mahnung gem. §13 Abs. 2 SächsVwVG 		
		  Mahngebühr gem. lfd. Nr. 1.8.1 des
		  9. SächsKVZ (derzeit: 5,00 bis 35,00 €)

1.2.	 Pfändung gemäß § 14 Abs. 1 Satz 1 und
		  § 15 Abs. 1 Satz 1 SächsVwVG

1.2.1.	wenn die Vornahme der Amtshandlung 
		  bis zu drei Stunden in Anspruch nimmt		
		  Pfändungsgebühr gem. lfd. Nr. 1.8.2.1 des 9. 
		  SächsKVZ (derzeit: 45,00 €)

1.2.2.	wenn die Vornahme der Amtshandlung 
          mehr als drei Stunden in Anspruch nimmt

		  Pfändungsgebühr gem. lfd. Nr. 1.8.2.2 des 9. 
		  SächsKVZ (derzeit: 60,00 €)

1.3.	 Verwertung von Sicherheiten gemäß
		  § 16 SächsVwVG i.V.m. § 327 AO              	        			 
		  Verwertungsgebühr gem. lfd. Nr. 1.8.3 des 9. 
		  SächsKVZ (derzeit: 80,00 €)	
1.4.	 Androhung eines Zwangsmittels gemäß
		  § 20 Abs. 1 Satz 1 SächsVwVG, soweit es 
		  nicht mit dem Verwaltungsakt verbunden 
		  ist, durch den die Handlung, Duldung oder
		  Unterlassung aufgegeben wird		
		  Vollstreckungsgebühr gem. lfd. Nr. 1.8.4 des 9. 
		  SächsKVZ (derzeit: 50,00 bis 150,00 €)	

1.5.	 Festsetzung von Zwangsgeld gemäß 
		  § 22 Abs. 2 SächsVwVG		
		  Vollstreckungsgebühr gem. lfd. Nr. 1.8.5 des 9. 
		  SächsKVZ (derzeit: 20,00 bis 1.000,00 €)

1.6.	 Anwendung der Zwangsmittel, Ersatzvornahme oder 
unmittelbarer Zwang gemäß § 24 Abs. 1 

		  Satz 1, § 25 SächsVwVG 		
		  Vollstreckungsgebühr gem. lfd. Nr. 1.8.6 des 9. 
		  SächsKVZ (derzeit: 50,00 bis 1.000,00 €)

1.7.	 Wegnahme nach § 27 Abs. 1 SächsVwVG		
		  Vollstreckungsgebühr gem. lfd. Nr. 1.8.7 des 9. 
		  SächsKVZ (derzeit: 40,00 €)“

Artikel 2
Inkrafttreten

Artikel 1 tritt am Tage nach der öffentlichen Bekanntma-
chung dieser Änderungssatzung in Kraft.

Hinweis nach § 4 Abs. 4 SächsGemO:
Nach § 4 Absatz 4 SächsGemO gelten Satzungen, die unter 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften zustande 
gekommen sind, ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung als 
von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt nicht, 
wenn

1.	 die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft er-
folgt ist,

2.	 Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die 
Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung 
verletzt worden sind,

3.	 der Verbandsvorsitzende dem Beschluss wegen Geset-
zeswidrigkeit widersprochen hat,

4.	 vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist
	 a)  die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss 
		      beanstandet hat oder
	 b)  die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrift 
		      gegenüber dem 

Zweckverband unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der 
die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht 
worden ist.

Ist eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 3 oder 4 geltend gemacht 
worden, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 genannten 
Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.
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Staatspreis Ländliches Bauen ausgelobt

Staatsminister Thomas Schmidt hat am 26. Mai 2021 
den neuen Staatspreis Ländliches Bauen ausgelobt. Der 
Staatspreis führt den erfolgreichen Landeswettbewerb für 
das Bauen im ländlichen Raum weiter, der bereits 17-mal 
durchgeführt wurde. Bis zum 12. Juli 2021 können sich pri-
vate Bauherren einschließlich Unternehmen und Vereine, 
Kommunen, Architekten und Planer in vier Kategorien be-
werben. Die Preisträger erhalten eine Prämie in Höhe von 
jeweils 5.000 Euro.
Der Staatspreis Ländliches Bauen fördert zudem das Be-
wusstsein für eine hohe Qualität des ländlichen Bauens im 
Freistaat Sachsen und sensibilisiert für eine zeitgemäße 

Wiesen-Blüten-Bienen-Tag am 6. Juni in 
der Dübener Heide

Zum Heidesonntag, am 6. Juni, lädt der Naturpark-Verein 
Dübener Heide zum „Wiesen-Blüten-Bienen-Tag“ mit 
bunten Mitmachaktionen in den Naturpark ein. Das „Na-
turparkHaus“ in Bad Düben öffnet von 9.30 bis 12 Uhr 
seine Pforten und Wildnispädagogin Angela Richter alias 
„Wilde Linde“ erklärt, warum Bienen, Hummeln, Schmet-
terlinge & Co. die wahren Superhelden dieser Erde sind. 
Wie die Naturforscher begeben sich die Besucher mit der 
„Wilden Linde“ auf Spurensuche und entdecken die Welt 
der Summer und Brummer hautnah. Die Veranstaltung ist 
für Familien geeignet. Eine Voranmeldung per E-Mail an  
info@wildelinde.de ist erforderlich.
Außerdem ist Imker Danilo Grüneberg von 10 bis 12 Uhr zu 
Gast, schleudert Honig im Hof und stellt seine Arbeit vor. 
Der Bee-Pass-Bienenturm kann besichtigt werden und ein 
Austausch mit dem Imker über die faszinierende Welt der 
Bienen ist möglich. Die Veranstaltung ist familiengerecht. 
Coronabedingt sind auch hier Voranmeldungen unter 
034243-72993 oder per E-Mail an naturparkhaus@natur-
park-duebener-heide.de Voraussetzung für eine Teilnahme.
Am Nachmittag bietet Axel Mitzka vom Verein Dübener 
Heide e.V. in der Zeit von 14 bis 16 Uhr eine Wiesenmahd 
auf der Apfelwiese in Schnaditz an. Unter fachkundiger 
Anleitung werden Interessierte in die Wiesenmahd einge-
führt und lernen, wie man eine Handsense benutzt. Auch 
für diese Veranstaltung ist eine Voranmeldung unter 0172-
3420542 oder per E-Mail an a.mitzka@naturpark-duebener-
heide.com erforderlich.
Alle Aktionen am Heidesonntag sind kostenfrei. Spenden 
sind herzlich willkommen.
Aufgrund der derzeitigen Corona-Lage ist die Durchfüh-
rung der Veranstaltungen nicht garantiert. Bitte erkundigen 
Sie sich vorab direkt beim jeweiligen Veranstalter. Aktuelle 
Informationen zum Heidesonntag finden Interessierte un-
ter www.naturpark-duebener-heide.de/heidesonntag.

Datum Spendeort Urzeit

Freitag, 
04.06.2021

Torgau 
Arbeit und Bildung e.V. 
Süptitzer Weg 51

14:30–18:30 Uhr

Dienstag, 
15.06.2021

Schildau
Rathaussaal, Markt 1 15:30–18:30 Uhr

Die nächsten Blutspendetermine 
im Juni 2021 im Raum Torgau:

 Verschiedenes

Hiermit laden wir die Vorsitzenden unserer Mitgliedsver-
eine recht herzlich gemäß § 12 (3) unserer Satzung zum 
Hauptausschuss des Kreissportbund Nordsachsen e.V. für

Montag, den 12.07.2021, 18.00 Uhr

in das Bürgerhaus Eilenburg, Franz-Mehring-Str. 23, 04838 
Eilenburg ein.

Tagesordnung:
TOP 1	 Eröffnung, Begrüßung, Feststellung 
		  ordnungsgemäßer Einberufung,
		  Beschlussfähigkeit
TOP 2	 Bestätigung Versammlungsleiter/ Protokollführer
TOP 3	 Bestätigung der Tagesordnung
TOP 4	 Grußworte
TOP 5	 Berichte des Vorstandes
		  • Geschäftsbericht 2020 der Präsidentin
		  • Finanzbericht 2020/ Finanzhaushalt 2021 
		    des Schatzmeisters
TOP 6	 Bericht der Kassenprüfer
TOP 7	 Bekanntgabe der Anwesenheit
TOP 8 	 Aussprache zu den Berichten 2020 und zum 
		  Haushaltsplan 2021	
TOP 9	 Beschlussfassung über die Berichte des 
		  abgelaufenen Geschäftsjahres 2020 und der 
		  damit verbundenen Entlastung des Vorstandes
TOP 10	 Beschlussfassung zum Haushaltsplan 2021
TOP 11	 Auszeichnung/ Ehrungen 
TOP 12	 Wahl der Delegierten zum Landessporttag 
		  am 02.10.2021
TOP 13	 Informationen/Anfragen
TOP 14	 Schlusswort und Beendigung der Sitzung

Anträge, die in der Mitgliederversammlung behandelt 
werden sollen, sind nach § 12 (3) der Satzung schriftlich 
zu stellen und zu begründen. Die Anträge sind an die Ge-
schäftsstelle des KSB Nordsachsen e.V., Leipziger Str. 44, 
04860 Torgau zu übermitteln und müssen bis spätestens 
01.07.2021 dort eingegangen sein.
								      
Mit freundlichen Grüßen
 

Elke Müller
Präsidentin

Wir bitten um eine Rückmeldung mit der Anzahl Ihrer Teil-
nehmer, bis 30.06.2021, unter 03421-9697031 (Tel.) / 03421-
9698028 (Fax) / E-Mail: info@ksb-nordsachsen.de

Einladung zum 
Hauptausschuss



Amtsblatt des Landkreises Nordsachsen, 4. 6. 2021 19

Jugendnotfonds Sachsen hilft 
selbstverwalteten Jugendklubs

Jugendräume und Jugendinitiativen im ländlichen Raum 
zu unterstützen und auch in Pandemiezeiten am Leben zu 
erhalten, hat sich der Jugendnotfonds Sachsen zum Ziel 
gesetzt. Dafür bündeln die Sächsische Jugendstiftung, die 
Sächsische Landjugend e.V. und die Deutsche Kinder- und 
Jugendstiftung ihre Ressourcen und stellen ein umfassen-
des Unterstützungs- und Hilfsangebot bereit. „Uns ist es 
wichtig, dass selbstverwaltete Jugendklubs, -treffs und -ini- 
tiativen die Pandemie gut überstehen, denn sie sind essen-
zielle Bestandteile des kulturellen und sozialen Lebens in 
den ländlichen Räumen“, so die Initiatorinnen und Intiato-
ren des Fonds.
Der Jugendnotfonds Sachsen unterstützt gezielt selbst-
verwaltete Jugendklubs oder freie Jugendinitiativen im 
ländlichen Raum, in denen sich Jugendliche zwischen 12 
und 27 Jahren engagieren und die nicht wissen, wie sie 
ihren Klub oder ihre Angebote gut durch die Pandemie 
bringen sollen. Dafür können sich junge Menschen unter  
www.jugendnotfonds-sachsen.de melden und ihre Situati-
on schildern. Nach einer Beratung unterstützt der Jugend-
notfonds schnell und unkompliziert mit Rat, Tat und finanzi-
eller Hilfe. Das Angebot gilt zunächst bis August 2021.

„Tag der kleinen Forscher“ 2021 – Stiftung 
ruft Kitas, Horte und Grundschulen zum 

Forschen mit Papier auf

Papier ist mal dick, mal dünn, glatt oder hat Struktur. Es 
kann schwimmen, fliegen und sogar schwere Dinge tra-
gen. Zum „Tag der kleinen Forscher“ am 16. Juni 2021 lädt 
die Stiftung „Haus der kleinen Forscher“ Erzieherinnen 
und Erzieher, Grundschullehrkräfte, aber auch Eltern und 
Großeltern in ganz Deutschland ein, Eigenschaften und 
Fähigkeiten von Papier mit Kindern zu entdecken und zu 
erforschen.
Mit dem diesjährigen Motto „Papier – das fetzt!“ rückt ei-
nes der wichtigsten und wertvollsten Materialien für Kin-
der in den Mittelpunkt. Alle Interessierten können die digi-
talen Angebote, Forscherideen und Tipps kostenfrei unter 
tag-der-kleinen-forscher.de/mitforschen herunterladen. 
Viele der Angebote erfordern keine pädagogischen Vor-
kenntnisse und lassen sich auch zu Hause mit Eltern und 
Geschwistern ganz einfach umsetzen.
Der „Tag der kleinen Forscher“ ist ein bundesweiter Mit-
machtag. Er widmet sich jedes Jahr einem neuen, span-
nenden Thema rund um Mathematik, Informatik, Natur-
wissenschaften, Technik (MINT) und Nachhaltigkeit und 
zeigt: Gute frühe MINT-Bildung für nachhaltige Entwick-
lung macht Kinder stark und befähigt sie, selbstbestimmt 
und verantwortungsvoll zu handeln.

Baukultur in Verbindung des historischen Erbes. Mit dem 
Staatspreis werden insbesondere die Aktivitäten der Bau-
herren ausgezeichnet, die dazu einen Beitrag leisten. Die 
Preisträger in den Kategorien »Wohnen«, »Gewerbliche 
Nutzung«, »Öffentliche Nutzung« sowie »Multiple Nut-
zung« sollen im November 2021 bekannt gegeben werden. 
Der Preis soll alle zwei Jahre, abwechselnd mit dem Staats-
preis für Baukultur, ausgelobt werden.


